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Im Beitrag «Parkplätze gehören auch
zur Gastfreundschaft» berichtet Beat
Nützi (OT, 18. 4. 15), wie mittels Smart-
phone-Apps die Parkplatznot in Städten
(auch in Olten) gemildert werden kann.
Gerade freie Privatplätze werden Su-
chenden zur Verfügung gestellt. Wirk-
lich eine super Idee! Es bleibt nur zu
hoffen, dass die Apps nicht fahrend im
Auto bedient werden.
Private Parkplätze können aber auch
anders bewirtschaftet werden: Das Kan-
tonsspital Olten hat auf der Nordseite
(Freie Strasse) 12 für Handwerker und
Lieferanten reservierte Parkplätze. Die-
se sind gegen Abend und übers Wo-
chenende kaum je belegt.

Samstag, 14. 3. 2015, zirka 16 Uhr: Alle
Parkplätze sind frei. Bevor ich, wie seit
bald 10 Jahren, in den MTT-Fitnesss-
raum trainieren gehe, parkiere ich dar-
auf. Vor 18 Uhr bin ich zurück. Alles ist
unverändert, nur unter dem Scheiben-

wischer steckt ein Bussenzettel über 20
Franken. Ist das die Gastfreundschaft
des KSO? Hat der zuständige Ordnungs-
dienst nichts Gescheiteres zu tun? Ist er
unterbeschäftigt und überdotiert oder
soll man einfach gefälligst für 2 Franken
die Stunde ins Parkaus gehen? (Das wür-
de für mich bei zwei- bis dreimaligem
wöchentlichem Training fast gleich viel
kosten wie das Fitness-Jahresabo ...)
Seit Jahren steigen die Gesundheitskos-
ten und jedermann jammert über im-
mer höhere Krankenkassenprämien. Et-
was Goodwill, auch vom KSO, wäre will-
kommen. Die Erhöhung der Einnahmen
mit Parkbussen und Brillenverkauf
(Heuberger) sowie die Anwerbung zu-
sätzlicher Patienten mit Provisionen an
einliefernde Ärzte sind dafür kaum der
richtige Weg.

ROLF ZINNIKER, WINZNAU

Parkplätze teilen – es geht auch anders ...
Zum Wochenkommentar «Parkplätze
gehören auch zur Gastfreundschaft»,
OT, 18. 4. 2015

Etikettenschwindel
Nein zur Erbschaftssteuer-Initiative

Die Erbschaftssteuer-Initiative führt
nicht bloss zur Einführung einer Erb-
schaftssteuer ab einem Nachlass von
über zwei Millionen Franken, sondern
auch einer neuen Schenkungssteuer. Es
redet niemand davon, dass gemäss Initi-
ativtext Schenkungen schon ab 20 000
Franken pro Jahr und Person der glei-
chen unseligen Steuer unterworfen wer-
den. Zu berappen hat diese Steuer der
Schenker, nicht etwa der Beschenkte.
Dies führt dazu, dass es Eltern verun-
möglicht wird, das Familienhaus oder
die Eigentumswohnung auf die eigenen
Kinder zu übertragen oder etwas günsti-
ger zu verkaufen (sogenannte gemischte
Schenkung). Wer ein Leben lang sein
Einkommen und dann noch das Vermö-
gen versteuert hat, soll nicht am Ende
ein drittes Mal vom Staat zur Kasse ge-
beten werden, wenn er seiner Familie
etwas Gutes tun will. Das Gleiche gilt für
Familien, die ihr aufgebautes Familien-
unternehmen erhalten wollen. Davon
ist jedes KMU betroffen. Das kann es ja
wohl nicht sein!

MARKUS SPIELMANN, OLTEN,

SEKRETÄR HEV KANTON SOLOTHURN

Steuern für Benutzung der
Verkehrsflächen sind von
allen Benutzern zu entrichten
Erfassung ausländischer Motorfahrzeuge

Ich habe den Beitrag mit grossem Inte-
resse gelesen. Mir wurde fast übel, was
unser Regierungsrat dazu als Kom-
mentar abgibt: dass «systemfremde»
Merkmale im Einwohnerregister der
Gemeinden (im amtlichen Katalog der
Merkmale) nicht vorgesehen sind und
daher fremdländische Motorfahrzeuge
nicht erfasst werden könnten. Noch
schlimmer: Die Regierung gibt be-
kannt, dass Aufwand und Ertrag in kei-
nem Verhältnis stünden.
Für Volksvertreter und Umsetzungsor-
gan der Gesetze sind die Regeln nach
VZV des Bundes sehr genau abgebildet
und werden nicht nach den Kriterien
der Möglichkeit, Aufwand oder Ertrag
erläutert. Sondern sind so umzuset-
zen.
Ich würde diesen Herren und Dame
sehr gerne die Kündigung ausspre-
chen, würden in den Ämtern die
marktüblichen Anstellungen gelten
(nicht einhalten von Anweisungen, Re-
geln, Gesetzen).
Wir als Steuerzahler haben ein Recht
darauf, dass die Organe korrekt, ehr-
lich und gesetzeskonform handeln. Die
Steuern für die Benutzung der Ver-
kehrsflächen sind von allen Benutzern
zu entrichten. Jede Gemeindeverwal-
tung kann diese Erhebung aus meiner
Sicht locker machen (kleine Excellis-
te). Die Informatikdienstleister sind
heute wohl auch nicht so dumm in der
Schweiz, einen Upgrade im Programm
bei einem nächsten Releasewechsel zu
bewerkstelligen. Die Mittel wären be-
stimmt vorhanden und von weniger
sinnvollen Projekten abzweigbar.

GERHARD WYLER, WANGEN

Klar machen, dass niemand
willkommen ist
Flüchtlingswellen und Bootsunglücke im
Mittelmeer

Was derzeit auf dem Mittelmeer und in der
Flüchtlingsszene abläuft, ist derart schwer-
wiegend, dass es schwierig ist dafür Worte
zu finden. Dass die direkt betroffenen In-
stanzen völlig überfordert sind, braucht
wohl kaum besonders hervorgehoben zu
werden. Die europäische Politik wartet,wie
so oft, auf das, was die «andern» tun. Die
Ausgangslage, dass etwas geschehen muss,
ist seit Jahren überfällig. Die Zeit, nur von
Menschenrechten, zwingendem Völker-
recht usw. zu reden, ist vorbei, Wenn wir in
absehbarer Zeit nicht aberhunderttausen-
den Menschen von Afrika, dem Balkan und
Teilen des Mittleren Ostens Tür und Tor
verschliessen, importieren wir ein kaum
mehr zu bewältigendes Problem. Ohne
Zweifel stehen wir vor einer ausserge-
wöhnlichen Situation die aussergewöhnli-
che Massnahmen erfordert. Was hätte
schon längst getan werden sollen?
In den heute fast flächendeckenden Medi-
en unmissverständlich bekannt geben,
dass wir an niemanden Einladungen ver-
schickt haben und niemand willkommen
ist. Bootsflüchtlinge wo immer möglich
und sowieso aus Seenot Gerettete sofort an
ihre Ausgangsorte zurück bringen. Schlep-
perbanden orten und wenn nötig mit mili-
tärischen Mitteln zerschlagen. Um Dramen
wie das jetzige zu verhindern, verdichtete
Überwachung der Seewege mit Schiffen,
Flugzeugen, Satelliten usw.
Was erwarten eigentlich diese Menschen
von uns? Eine Zukunftsperspektive. Da wä-
re, auch wenn mit erheblichem Aufwand
verbunden, die Hilfe vor Ort am Platz, in-
dem wir berufliche, insbesondere hand-
werkliche Tätigkeiten als Lehrgänge anbie-
ten. Hilfe zum Aufbau von Klein- und
Kleinstfirmen mit entsprechender Finan-
zierung. Förderung der kleinbäuerlichen
Landwirtschaft. Sicherstellung hygieni-
scher Massnahmen aller Art, Wasserver-
sorgung.
Wir stehen vor einer möglichen Migrati-
onswelle, wie sie die Welt noch nie gesehen
hat. Hilfe muss sein, aber solche vor Ort.
Das kostet Geld, sehr viel Geld. Viel davon
ist bereits vorhanden, wenn in ganz Euro-
pa die Mittel dafür eingesetzt werden, die
bereits für Sprachkurse, Sozialdienste, me-
dizinische und zahnärztliche Betreuung,
Wohnungen usw. verausgabt werden. So
oder so, die Zeit der schönen Worte ist vor-
bei und es muss gehandelt werden, auch
zum Schutz der eigenen Bevölkerung und
Institutionen. Horchen Sie einmal in ihrem
Freundeskreis und Sie werden staunen wie
die Stimmung seit längerer Zeit auf «hart»
gedreht hat.

HANS STETTLER, OLTEN

Vom Saulus zum Paulus
gewandelt
Energiewende – Replik auf den Leserbrief von
Franz Oegerli, OT, 17. 4. 2015

Lieber Herr Oegerli, mit Ihrem Leserbrief
haben Sie mir einen vergnüglichen Morgen
bereitet. Sie überschätzen offenbar mein
Fachwissen, denn da gibt es eigentliche Ko-
ryphäen auf diesem Gebiet. Sie werden stau-
nen: Als der Bau des AKW Gösgen zur Dis-
kussion stand, war ich Mitglied des Gegen-
komitees und habe sogar als damaliger Kan-
tonsrat in Olten an einer Versammlung der
«Gegner des Atomkraftwerkes» eine Anspra-
che gehalten. Im Lauf der Jahre und als in
der Wirtschaft Tätiger kam ich nach und
nach zur Einsicht, dass all die heutigen Mög-
lichkeiten der «sauberen» Stromerzeugung
niemals ausreichen würden oder werden,
den Bedarf an Strom zu decken. Würde ich
heute, statt vor über 40 Jahren, mein Haus
bauen, so würde ich selbstverständlich die
beiden nach Süden und Westen gerichteten
Dächer voll mit Photovoltaik versehen, was
ohne weiteres eine Fläche von 50 Quadrat-
metern ergeben würde. Aber nach und
nach, und je mehr ich von dieser Materie zu
wissen bekam, wandelte ich mich vom Sau-
lus zum Paulus, bin aber nach wie vor der
Meinung, dass jede Möglichkeit zur Stromer-
zeugung zu ergreifen sei, Strom ohne AKW
zu erzeugen. Der Kern meiner Stellungnah-
me war jedoch, dass ich es für verantwor-
tungslos erachte, sich von einer technischen
Entwicklung vorbehaltlos abzunabeln, ver-
gleichbar mit einem Werkzeugmaschinen-
hersteller, der sich mit Händen und Füssen
dagegen wehrt, computergesteuerte Maschi-
nen zu bauen. Heute gibt es kaum mehr me-
chanisch gesteuerte Werkzeugmaschinen,
und dieser Hersteller wäre längst pleite.
Zu Ihrem Vorschlag: «Hans Bühlmann in
den Bundesrat». Ich glaube nicht, dass ich
als 85-Jähriger eine Chance hätte. Sollten je-
doch mindestens zwei Drittel der Bevölke-
rung mich mit der Pistole im Rücken in den
Bundesrat zwingen, so fände ich eine Menge
Betätigungsfelder wie: Weg mit allen Uto-
pien wie ausreichend preisgünstiger Strom
ohne AKW, jährlich eine Stadt wie St. Gallen
mit je 80 000 in unser Land hineinpferchen
mit für uns Milliarden von Infrastruktur-Kos-
ten, den Autoverkehr auf die Schiene zu ver-
lagern, 150 Nationen integrieren zu können,
eine Asyl-Industrie mit x-tausend Mitarbei-
tern zu verwalten und auszubauen, den im-
mer stärker anschwellenden Verkehr in eine
zweispurige Tunnelröhre zu quetschen mit
km-langen und Stunden dauernden Staus
und das Urserntal mit Auspuffgasen zu ver-
giften. Oder die jahrelangen Staus, Volksauf-
träge zu verschlampen oder mit Schlangen-
windungen zu umgehen zu versuchen, un-
sere Heimat ans Ausland zu verramschen,
Bücklinge in allen Himmelsrichtungen zu ze-
lebrieren und was dergleichen Dinge noch
mehr sein mögen. Dieser aufgezwungene
Bundesrat wäre alles andere als ein Sonny-
boy und ihm würde wohl auf Antrag seiner
Bundesratscrew das erste Amtsenthebungs-
verfahren in der Schweizer Geschichte blü-
hen. Mit diesen nüchternen Feststellungen
rufe ich Ihnen, lieber Herr Oegerli, «viel Ver-
gnügen auf Ihren rosaroten und hellgrünen
Wolken!» zu und grüsse Sie freundlich.

HANS BÜHLMANN, SCHÖNENWERD

Nur Überbezahlte,
Abzocker, Spekulanten
und Kriminelle betroffen
Ja zur Erbschaftssteuer-Initiative

Angenommen, ich hätte 45 Jahre lang zu
einem sehr guten Lohn von 100 000 Fran-
ken gearbeitet und dabei sparsam und
häuslich gelebt, so dass ich jedes Jahr
40 000 aufs Sparkonto hätte legen kön-
nen, dann bliebe mir nach meiner Pensio-
nierung ein stattliches Vermögen von 1,8
Millionen Franken. 5 Jahre Pflegebedürftig-
keit im Altersheim vor meinem Ableben
würden gut 400 000 davon wegfressen.
Für meine Erben blieben 1,4 Millionen
Franken; ein schöner Batzen, für jeden,
der damit beschenkt wird!
Das neue Erbschaftsgesetz will Vermögen
von mehr als 2 Millionen besteuern. Dies
betrifft, wie man aus obiger Rechnung
leicht ersehen kann, ausschliesslich Leute,
welche ihr Leben in einem generell über-
bezahlten Beruf, als Abzocker, Spekulanten
oder Kriminelle verbracht haben. Was ist
daran unrecht, wenn man ihren Erben 20
Prozent von der Summe wegbesteuert, die
über 2 Millionen Franken liegt und damit
den AHV-Topf für alle alimentiert? Dass
Leute, wie unser ehrenwerter Ständerat
Pirmin Bischof anderer Meinung sind, liegt
in der Natur der Sache, gehört er doch zu
den 10 Prozent gut Verdienender, die wohl
verstehen, ihre eigenen Taschen zu füllen.
Dass jedoch die grosse Mehrheit unserer
Bevölkerung, welche ohne wenn und aber
von der neuen Gesetzgebung profitieren
würde, gegen diese Vorlage ist, das kann
ich beim besten Willen nicht verstehen.

FELIX MEYER, TRIMBACH

Fleisch ist mehr als nur
Beilage – und auch in der
SVP gibt es Vegetarier ...
Zur Kontroverse um den Vegan-Werbespot
im Schweizer Fernsehen
Der vom Schweizer Fernsehen regel-
mässig ausgestrahlte Vegan-Werbespot
des Vereins gegen Tierfabriken bewegt
die Gemüter. Diverse Leserbriefe sind
bereits im OT erschienen – dafür oder
dagegen. Der eine Schreiber empfindet
den Spot beleidigend für alle, die sich
normal ernähren. Ein anderer kann sein
Gehirn als Vegetarier oder Veganer bes-
ser aktivieren.
Objektive Tatsachen aus der Schweizer
Fleischproduktion sollen hier als Ergän-
zung zur Meinungsbildung des Lesers
beitragen. Die meisten Kälber werden
gleich am Tag nach der Geburt ihrer
Mutter entrissen, da deren Milch für
den Handel verwertet wird. Oft rufen
Mutterkühe noch tagelang nach ihren
Jungen. Für die Kälber ist die Trennung
reiner Stress. Über 90 Prozent der
Schweizer Schlachttiere erhalten Anti-
biotika (2013 waren es mehr als 50 Ton-
nen), damit sie die Haltungs- und Trans-
portbedingungen bis zur Schlachtung
überstehen. Dies führt zu vermehrter
Resistenz bei uns Menschen. Das heisst
wir sterben unter Umständen an einer
Bagatellkrankheit.
Rund 50 Prozent des in der Schweiz
konsumierten Fleisches stammt von
Schweinen. Fast alle diese Tiere leben in
Tierfabriken. In Freiheit würden diese
geruchssensiblen Tiere ihren Kot- vom
Liegeplatz trennen. Aktuelle Studien be-
weisen, dass fleischlos lebende Konsu-
menten gesünder und im Schnitt 9,5
Jahre länger leben. Und – Herr Iseli! – es
gibt auch unter SVP-Vertretern Vegetari-
er/-innen, welche von ihrem Gehirn re-
gen Gebrauch machen.

DORIS KÄNZIG, OLTEN

Die Wirtschaft und den
Standort Schweiz nicht
ruinieren
Nein zur Erbschaftssteuer-Initiative

Die NZZ ist eine ernst zu nehmende Zei-
tung. Wenn sie eine Nachricht alarmie-
rend findet, so verdient das unsere Auf-
merksamkeit. In der Ausgabe vom 17.
April steht auf der ersten Seite die
Schlagzeile «Alarmsignal für den Stand-
ort Schweiz» und als Untertitel «Deutli-
cher Rückgang bei den Firmenansiede-
lungen». Als Ursache wird an erster Stel-
le die Rechtsunsicherheit in Folge der
Einwanderungsinitiative genannt.
Dass es so ist, haben wir schon geahnt –
trotz den gegenteiligen Versicherungen
seitens von Herrn Blocher & Co. Und
jetzt kommt noch die Erbschaftssteuer-
Initiative und ihre Initianten versichern
uns ebenfalls, dass dies auch nur zum
Wohle der Schweiz sein soll. Ich meine
eher, dass diese Initiative die Rechtsun-
sicherheit noch mehr verschärfen und
den Exodus der Firmen noch mehr för-
dern wird.
Mir scheint es, dass die Populisten, die
Rattenfänger von rechts und von links,
sich verschworen haben, unsere Wirt-
schaft zu ruinieren! Die Einen bauen auf
der Fremdenfeindlichkeit und die Ande-
ren auf dem Neid auf. Ohne Rücksicht
auf die Folgen!
Am 14. Juni wird abgestimmt, ob die Un-
ternehmer ihr ehrlich verdientes und
bereits versteuertes Vermögen, das
meist in ihre Betriebe oder anderswo in
die Wirtschaft investiert ist, beim Verer-
ben nochmals versteuern müssen. Ich
hoffe, dass sich die Wähler für die Wirt-
schaft und für den Standort Schweiz
entscheiden werden. Lassen wir es
nicht zu, dass die Firmen die Schweiz
verlassen müssen!

IVAN TIHANOV, OLTEN

An öffentlichen Parkplätzen mangelt es in Olten nicht – nur, wie finden auswärtige Automobilisten zu ihnen? Bei der Bewirtschaf-

tung privater Parkplätze besteht noch Optimierungspotenzial ... Das jedenfalls findet der Leserbriefschreiber Rolf Zinniker. UW


